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Neues aus Gesetzgebung & 

Finanzverwaltung 

 
Regierungsentwurf eines Vierten Corona-Steuerhilfegesetzes beschlossen 

Das Bundeskabinett hat in seiner Sitzung am 16. Februar 2022 den Entwurf eines 
Vierten Corona-Steuerhilfegesetzes beschlossen. 

Einen Überblick über die zur weiteren Bekämpfung der Folgen der Corona-
Pandemie vorgesehenen steuerlichen Maßnahmen sowie die Änderungen zum 
Referentenentwurf (siehe Ausgabe 5 unseres Newsletters) finden Sie in unserem 
Blog. 

 
 
 

  

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2022/02/16/entwurf-eines-vierten-corona-steuerhilfegesetzes-vorgelegt/
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 17. Februar 2022 

 
 
Die von der Kassenstaatsklausel des Art. 18 Abs. 1 Buchst. a 
DBA-Tadschikistan geforderte Zahlung durch den Kassenstaat 
liegt auch dann vor, wenn Zuschüsse durch eine privatrechtliche 
Körperschaft im Auftrag und für Rechnung des 
Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung gezahlt werden. Sofern die Voraussetzungen der 
allgemeinen Kassenstaatsklausel (ggf. i.V.m. § 50d Abs. 7 EStG) 
erfüllt sind, wird ihre Anwendung nicht durch die erweiterte 
Kassenstaatsklausel des Art. 18 Abs. 4 DBA-Tadschikistan 
verdrängt. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
Die Schätzung des landwirtschaftlichen Kulturbodens richtet sich 
nach der gemeinüblichen Bewirtschaftung, die der natürlichen 
Ertragsfähigkeit entspricht. Gemeinüblich ist die in der jeweiligen 
Gegend für die durch dieselbe Ertragsfähigkeit charakterisierten 
Flächen allgemein übliche Nutzung, sofern diese Nutzung der 
natürlichen Ertragsfähigkeit entspricht. Die Gemeinüblichkeit kann 
durch externe Faktoren mitbestimmt werden. Die aktuelle und 
konkrete Nutzung des jeweiligen Flurstücks ist unerheblich. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
Die Stellung des Antrags auf Berücksichtigung der 
Unterhaltsleistungen nach § 10 Abs. 1 Nr. 1 EStG 2007 durch den 
Geber samt Einreichung der Zustimmungserklärung des 
Empfängers ist bereits das rückwirkende Ereignis i.S. des § 175 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, Satz 2 AO, das zur Änderung der 
Einkommensteuerfestsetzung des Empfängers der 
Unterhaltsleistung nach § 22 Nr. 1a EStG 2007 führt. Auf die 
tatsächliche Anerkennung der Leistungen als Sonderausgaben 
beim Geber kommt es nicht an. 
 

Zum Urteil 
 
 
 
 
 

Urteil I R 17/18: Zur 
Besteuerung von 
Zuschüssen der 
GIZ/CIM für eine 
Tätigkeit als Integrierte 
Fachkraft in 
Tadschikistan 
 
 
 
 
08. September 2021 
 

Urteil II R 7/19: 
Bodenschätzung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
01. September 2021 
 

 

 
Urteil X R 15/19: 
Rückwirkendes 
Ereignis beim 
Realsplitting 
 
 
 
 
 
 
 
28. Juli 2021 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210013/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210014/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210015/
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Rechtsprechung im Blog 
 

EuGH: Vorsteuerabzug bei Ist-Versteuerung erst bei Vereinnahmung des 
Entgelts 

In seinem Urteil hat der Europäische Gerichtshof entschieden, dass die deutsche 
Regelung, nach der das Recht auf Vorsteuerabzug – auch bei einer Versteuerung 
nach vereinnahmten Entgelten – bereits im Zeitpunkt der Ausführung des 
Umsatzes entsteht, nicht mit den europarechtlichen Gegebenheiten, 
insbesondere der Artikel 167 und Artikel 66 Abs. 1 Mehrwertsteuerrichtlinie, in 
Einklang steht. 

Hintergrund  

Die Klägerin, eine GbR, hatte ein angemietetes Gewerbegrundstück 
weitervermietet. Sowohl die GbR als auch der Vermieter hatten zur 
Umsatzsteuerpflicht optiert und durften die Steuer nicht nach vereinbarten, 
sondern nach vereinnahmten Entgelten berechnen. Die Besonderheit im Streitfall: 
Aufgrund einer teilweisen Stundung wurden die Mietzahlungen seitens der GbR 
erst in 2013 bis 2016 für die Grundstücksüberlassung der Jahre 2009 bis 2012 
geleistet. Die GbR machte ihren Vorsteuerabzugsanspruch zu dem Zeitpunkt 
geltend, in dem die Zahlung erfolgte. Dem widersprach das Finanzamt: Der 
Vorsteuerabzug für die Mietzahlungen an die Vermieterin müsse in den Jahren 
erfolgen, auf die sich die Mietzahlungen bezogen hätten und nicht in den 
(späteren) Jahren, in denen die tatsächlichen Zahlungen erfolgt seien. Nach 
deutschem Umsatzsteuerrecht entsteht die Steuer – entsprechend der 
Auffassung des Finanzamts – auch dann schon mit der Ausführung des 
Umsatzes, wenn der Leistungserbringer seine Umsatzsteuer nach vereinnahmten 
Entgelten berechnet. Das Finanzgericht hat jedoch Zweifel an der Vereinbarkeit 
der nationalen Regelung mit den Bestimmungen der Mehrwertsteuerrichtlinie (hier 
Art. 167 der Mehrwertsteuerrichtlinie -MwStRL). 

In seinen Schlussanträgen hatte der Generalanwalt (GA) in der deutschen 
Regelung einen Widerspruch zu der MwStRL gesehen (siehe hierzu 
unseren Blogbeitrag/Update vom 9. September 2021). 

Entscheidung des EuGH 

Der EuGH folgt der Einschätzung des GA vollumfänglich. Und er stellt zunächst 
fest, dass der Wortlaut von Art. 167a MWStRL klar und unzweideutig ist. Dieser 
lautet: Die Mitgliedstaaten können im Rahmen einer fakultativen Regelung 
vorsehen, dass das Recht auf Vorsteuerabzug eines Steuerpflichtigen, (…) erst 
dann ausgeübt werden darf, wenn der entsprechende Lieferer oder 
Dienstleistungserbringer die Mehrwertsteuer auf die dem Steuerpflichtigen 
gelieferten Gegenstände oder erbrachten Dienstleistungen erhalten hat. Nach Art. 
66 Abs. 1 Buchst. b der Mehrwertsteuerrichtlinie können die Mitgliedstaaten 
abweichend u. a. vom Grundtatbestand in Art. 63 der Mehrwertsteuerrichtlinie 
(wonach der Steuertatbestand und Steueranspruch zu dem Zeitpunkt eintreten, 
zu dem die Lieferung von Gegenständen bewirkt oder die Dienstleistung erbracht 
wird) vorsehen, dass der Steueranspruch für bestimmte Umsätze oder Gruppen 
von Steuerpflichtigen spätestens bei der Vereinnahmung des Preises entsteht. 
Nach Ansicht des EuGH habe der deutsche Gesetzgeber von dieser 
Ermächtigung Gebrauch gemacht, indem er in § 13 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b UStG 
vorgesehen hat, dass die Steuer für Lieferungen und sonstige Leistungen bei 
Berechnung der Steuer nach vereinnahmten Entgelten mit Ablauf des 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2021/09/09/eugh-vorlage-zum-zeitpunkt-des-vorsteuerabzugs-bei-leistung-durch-ist-versteuerer/
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Voranmeldungszeitraums entsteht, in dem die Entgelte vereinnahmt worden sind. 
Daraus folge, so der EuGH, dass in Fällen, in denen der Steueranspruch gemäß 
Art. 66 Abs. 1 Buchst. b spätestens bei der Vereinnahmung des Preises entsteht, 
auch das Recht auf Vorsteuerabzug zum Zeitpunkt der Vereinnahmung des 
Preises entsteht. 

Die Europarichter erinnern an die seinerzeitige Begründung und an das 
Erfordernis für die Einführung des Art. 167a MwStRL, nämlich um kleine und 
mittlere Unternehmen zu fördern, denen es Schwierigkeiten bereitet, vor Eingang 
der Zahlung ihrer Kunden Mehrwertsteuer an die zuständige Behörde zu 
entrichten, und um es den Mitgliedstaaten zu ermöglichen, ein fakultatives Cash- 
accounting-System einzuführen, das keine negativen Auswirkungen auf den 
Cashflow ihrer Mehrwertsteuereinnahmen hat. 

Fazit: Vorbehaltlich der Nachprüfungen, die das vorlegende Finanzgericht 
hinsichtlich der tatbestandlichen Voraussetzungen der nationalen Abweichung 
gemäß Art. 66 Abs. 1 Buchst. b („Entstehung des Steueranspruchs spätestens 
bei Vereinnahmung des Preises“) und Art. 167 MwStRL vorzunehmen hat, sei 
somit davon auszugehen, dass das Recht der Grundstücksgemeinschaft auf 
Vorsteuerabzug zum Zeitpunkt der Vereinnahmung des Preises durch den 
Vermieter entstanden ist. 

Fundstelle 

EuGH-Urteil vom 10. Februar 2022 (C-9/20), Grundstücksgemeinschaft 
Kollaustraße 136. 

 

 

Reichweite des Verlustverrechnungsverbots nach § 2 Abs. 4 Satz 3 UmwStG 

Begehrt ein verschmolzener Rechtsträger einen körperschaftsteuerlichen 
Verlustrücktrag von ausschließlich im Folgejahr der Verschmelzung entstandenen 
Verlusten – hier: 2014 – zurück in das Jahr der Verschmelzung – hier: 2013 – 
greift § 2 Abs. 4 Satz 3 UmwStG nicht ein. Der nach Beendigung des 
Rückwirkungszeitraums entstandene Verlust wandelt sich durch den 
Verlustrücktrag nicht in einen Verlust des Rückwirkungszeitraums. Vielmehr ist 
ein Verlustrücktrag mit im Folgejahr entstandenen Verlusten nach den 
allgemeinen Regeln gemäß § 8 Abs. 1 KStG i.V.m. § 10d Abs. 1 Satz 1 EStG 
zulässig. Dies gilt selbst dann, wenn der rückgetragene Verlust ausschließlich mit 
positiven Einkünften verrechnet wird, deren Besteuerung § 2 Abs. 4 Satz 3 
UmwStG ausdrücklich anordnet. Dies hat das Finanzgericht Hamburg 
entschieden. 

Sachverhalt 

Auf die klagende GmbH, die per 31. Dezember 2012 über einen Verlustvortrag 
von rd. 1,5 Mio. € verfügte, war mit Verschmelzungsvertrag vom 28. August 2013 
rückwirkend auf den 1.1.2013 die O-GmbH verschmolzen worden. Per 31. 
Dezember 2013 hatte die Klägerin ein zu versteuerndes Einkommen von rd. 
600.000 € erwirtschaftet und einen Verlustvortrag ebenfalls von rd. 600.000 €. Im 
Folgejahr 2014 ergab sich ein Verlust von knapp 3 Mio. €. 

Den von der Klägerin begehrten Verlustrücktrag in Höhe von rd. 600.000 € auf 
2013 lehnte das Finanzamt unter Hinweis auf § 2 Abs. 4 Satz 3 
Umwandlungssteuergesetz (UmwStG) ab. 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=253721&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=1527315
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Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 

 

HIER 

 

ZUM SEMINAR 

Richterliche Entscheidung 

Das Finanzgericht Hamburg hat der hiergegen gerichteten Klage stattgegeben: 

§ 2 Abs. 4 Satz 3 UmwStG versage allein den Ausgleich und die Verrechnung mit 
solchen negativen Einkünften des übernehmenden Rechtsträgers, die im 
Rückwirkungszeitraum entstünden oder bereits entstanden seien. Der Rücktrag 
von im Folgejahr der Umwandlung entstandener Verluste sei dagegen selbst 
dann zulässig, wenn er – wie im Streitfall – ausschließlich mit positiven Einkünften 
verrechnet werde, deren Besteuerung § 2 Abs. 4 Satz 3 UmwStG ausdrücklich 
anordne. 

Diese Auslegung ergebe sich bereits aus dem Wortlaut der Norm und erschließe 
sich zudem aus dem Sinn und Zweck, der einen Verlustrücktrag zum Ausgleich 
mit positiven Einkünften der übertragenden Gesellschaft im 
Rückwirkungszeitraum nur insoweit ausschließe, als er aus Verlusten resultiere, 
die im Rückwirkungszeitraum entstanden seien. Ziel des Gesetzgebers sei es 
gewesen, allein die Verlustnutzung von bestehenden bzw. unmittelbar zu 
erwartenden Verlustpositionen zu verhindern. 

Weil bzgl. der Auslegung von § 2 Abs. 4 Satz 3 UmwStG 2006 i.d.F. von Art. 9 
Amtshilferichtlinien-Umsetzungsgesetzes vom 26. Juni 2013, und zwar inwieweit 
zurückgetragene negative Einkünfte des Folgejahres des übernehmenden 
Rechtsträgers „nicht ausgeglichene negative Einkünfte“ darstellen, bislang nicht 
höchstrichterlich geklärt sei, wurde die Revision zugelassen. 

Fundstelle 

Finanzgericht Hamburg, Gerichtsbescheid vom 05. August 2021 (1 K 244/19); die 
Revision ist beim BFH unter dem Az. I R 36/21 anhängig, siehe den Newsletter 
4/2021 des Finanzgerichts. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Terminplaner 
  

Auf den Punkt gebracht: 

Steueränderungen 2021/2022 (Stuttgart) 

22. und 24.02., Webinar 

 

 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.pwc-events.com/jahresanfangsseminar2022-stuttgart
https://www.pwc-events.com/jahresanfangsseminar2022-stuttgart
https://www.pwc-events.com/jahresanfangsseminar2022-stuttgart
https://www.landesrecht-hamburg.de/bsha/document/STRE202170579
https://justiz.hamburg.de/contentblob/15735726/9d29c0951a29f0e5dcad938aa31d22d1/data/newsletter2021-4.pdf
https://justiz.hamburg.de/contentblob/15735726/9d29c0951a29f0e5dcad938aa31d22d1/data/newsletter2021-4.pdf
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E-MAIL SENDEN 

 

ZUM SEMINAR 

ZUM SEMINAR 

ZUM SEMINAR 

Auf den Punkt gebracht: 

Steueränderungen 2021/2022 

(Saarbrücken) 

11.03., Webinar 

 

 

Auf den Punkt gebracht: 

Steueränderungen 2021/2022 

(Mannheim) 

15. und 17.03., Webinar 

 

 

Aktuelles zur Umsatzsteuer 2022 

15. und 31.03., Webinar 

 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

Noch Fragen? 
 

Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 

einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 

Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 

Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 

Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 

 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 

 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
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https://www.pwc-events.com/jahresanfangsseminar2022-saarbruecken
https://www.pwc-events.com/jahresanfangsseminar2022-mannheim
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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